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Herkunftmuss
deklariertwerden
Lebensmittel Bei importierten
Nahrungsmitteln soll künftigdie
Herkunft eindeutig deklariert
werden müssen. Das hat das
Parlament entschieden. Nach
demNationalrat hat gesternder
Ständerat die entsprechende
Motionmit 21 zu 17Stimmenbei
3 Enthaltungen angenommen.
Der Bundesrat muss nun eine
Gesetzesrevision ausarbeiten,
obschon ihm der Vorstoss zu
weit geht.Gesundheitsminister
Alain Berset betonte gestern im
Ständerat,mitderAnnahmesei-
en keine Ausnahmen möglich.
Nach der Umsetzung werde es
dann heissen, der Bundesrat
habe«ein riesiges administrati-
vesMonster» geschaffen. (rwa)

IllegaleBauten
sollenbleiben
Nationalrat Das Bundesgericht
ordnete imApril 2021denRück-
bau von allen nicht bewilligten
BautenaufeinemGrundstück in
der Landwirtschaftszone im
KantonLuzernan.Auchbei sol-
chen, die schon über 30 Jahre
dort stehen. Der Rückbau ver-
jährt gemäss Bundesgericht le-
diglichbeiBauten innerhalbder
Bauzone. Das Urteil rief die
Raumplanungskommission des
Nationalrats auf den Plan. Sie
will die Verjährungsfrist von 30
Jahrenfür illegaleBautenausser-
halb der Bauzone im Raumpla-
nungsgesetzverankern.DerNa-
tionalrat nahm die Motion mit
92 zu 84 Stimmen an. Dagegen
sprachen sich vor allemSP,Grü-
ne und GLP aus. Das Geschäft
geht nun in den Ständerat. (abi)

Nationalrat sagt Ja
zurEizellenspende
Medizin Seit vielen Jahrenwird
inderSchweizüberdieEizellen-
spendediskutiert.Bislangmuss-
tenunfruchtbareFrauenausder
Schweiz ins Ausland reisen,
wenn sie sich ihren Kinder-
wunsch erfüllenwollten. Paare,
beidenenderMannunfruchtbar
ist, können dagegen auf eine
Samenspende in der Schweiz
setzen – bezahlt von der Kran-
kenkasse. Für die Mehrheit im
Nationalrat ist das «eine inak-
zeptableUngleichbehandlung».
Sie möchte Ehepaaren, bei
denen die Frau unfruchtbar ist,
auch inder SchweizdenZugang
zur Eizellenspende ermögli-
chen. Der Nationalrat stimmte
am Donnerstag mit 107 zu 57
Stimmen bei 16 Enthaltungen
einer Motion seiner Wissen-
schaftskommission zu. Zustim-
munggabes vor allemvonFDP,
GLP, SP und Grünen. Die SVP
undMitte lehntendieForderung
dagegen mehrheitlich ab. Nun
ist der Ständerat amZug.

Der Weg bis zur Legalisie-
rungdürftenoch langsein:Trotz
Zustimmung im Nationalrat ist
noch nicht sicher, ob das Anlie-
gen imParlamentdurchkommt.
DiePolitik tut sichgrundsätzlich
schwer damit. Zudem ist das
Anliegen ethisch so umstritten,
dass schliesslich wohl das
Stimmvolk das letzte Wort
habenwird. (abi)

82Parlamentarierwollenmehr InfosaufStimmzetteln
Sind bei Abstimmungen indirekteGegenvorschläge vorhanden, sollen diese auf demStimmzettel vermerkt werden.

Nina Fargahi

Sinddie Informationenaufdem
Abstimmungsformular bei den
eidgenössischen Wahlen zu
spärlich?Oderdochzuumfang-
reich? Für denFDP-Nationalrat
Marcel Dobler ist Ersteres der
Fall. Er hat am Mittwoch eine
parteiübergreifendeMotion für
mehr Transparenz auf dem
Stimmzettel eingereicht.

Konkretgehtesdarum,beim
Stimmzettel auf den indirekten
Gegenvorschlag hinzuweisen,
sollte eine Vorlage über einen
solchenverfügen.Denn,soDob-
ler,vieleBürgerinnenundBürger
wüssten manchmal gar nicht,
dassdasParlamentzueinerVor-
lagestundenlangübereineAlter-
nativegebrütethabe.«Nichtalle
lesendasAbstimmungsbüchlein

so genau durch», sagt er. Mit
dieser Einschätzung ist er nicht
allein: 82 Parlamentarierinnen
und Parlamentarier aus allen
ParteienunterstützendieMotion
vonDobler.

Gegenvorschlaggreift,
wennInitiative scheitert
Zur Info für alle Politikmuffel:
Bei einem indirektenGegenvor-
schlag schlägtdasParlamentan-
stelle einer Verfassungsände-
rung eine Gesetzesänderung
oder ein neues Gesetz vor. Der
indirekte Gegenvorschlag er-
laubt esdemParlament, aufdas
Anliegender Initiative einzuge-
hen, ohne dafür die Verfassung
ändern zu müssen. Zieht das
Initiativkomitee die Initiative
nicht zurück, so tritt derGegen-
vorschlag in Kraft, wenn die

Initiative abgelehnt wird. Ein
Beispiel: Im letzten November
hat das Stimmvolk die Pflege-
initiative angenommen. Die
Vorlage verlangte Verbesserun-
gen für die Pflegefachkräfte bei
den Arbeitsbedingungen, der
Abgeltung, der beruflichenEnt-
wicklung und der Abrechnung.
Das Parlament verabschiedete
einen indirekten Gegenvor-
schlag, der mit einer Milliarde
FrankendieAus-undWeiterbil-
dung von Pflegefachkräften
während acht Jahren fördern
wollte. Der Gegenvorschlag
wäre bei einer Ablehnung der
Initiative in Kraft getreten.

Politologe rechnet
mitmehrVerwirrung
EineÄnderungaufdemStimm-
zettel vorzunehmen, fällt in die

Kompetenz des Bundesrates.
Für Marc Bühlmann, Direktor
von Année Politique Suisse an
derUniversitätBern, gehörtdie-
seMotion ineineReihevonVor-
stössen, die Reformen fordern,
um eine «Überforderung» der
Stimmbevölkerung zu lindern.
«Immer wird damit argumen-
tiert, dass die Stimmbevölke-
rungnicht genügend informiert
sei», sagt Bühlmann. Meistens
würde solchenVorstössen inder
Staatspolitischen Kommission
mit einigem Pragmatismus be-
gegnet:Werkannschonvonsich
behaupten, über alles genaues-
tens informiert zu sein?

Sehr häufig orientieren sich
StimmbürgerinnenundStimm-
bürger an bestimmten Hinwei-
sen, sagt Bühlmann. Also: Was
sagt meine Partei, was sagt der

Bundesrat, was sagt das Parla-
ment? Für den Politikprofessor
ist die dahinterliegende Frage
spannender:«Wieviel Informa-
tion und Wissen ist nötig, um
‹richtig› abzustimmen?»

Was die Motion betrifft, so
sagt er: «Eswürdewohl eher für
mehr – alsweniger –Verwirrung
sorgen, wenn der indirekte
Gegenvorschlag auch noch auf
demStimmzettel vermerkt ist.»
Der Stimmzettel selber sollte ja
eigentlich keine Informations-
plattform sein. «Ansonsten
müsste man sich überlegen, ob
da dann zur Sicherheit nicht
auch noch die Empfehlung von
BundesratundParlamentdarauf
stehen müssten.» Damit die
Stimmbevölkerung auch diese
Informationwirklichmitkriegen
würde, so Bühlmann.

BreiteAllianz lanciert Initiative
Leiden Betriebewährend einer Pandemie unter behördlichen Einschränkungen, sollen sie entschädigt werden.

Stefan Bühler, Doris Kleck

Angekündigt hat der Verband
Gastro Suisse die Initiative
schon vor einem Jahr. Flankiert
von Mitte-Nationalrat Alois
Gmür, präsentierte Verbands-
präsident Casimir Platzer ver-
gangenenMärzdie Idee für eine
«Entschädigung im Pandemie-
fall». Trotz Milliardenkrediten
funktioniere die im Zuge der
Coronakrise aufgebaute Härte-
fallregelungnicht odernicht gut
genug, lautete die Botschaft.

Einen Initiativtext konnten
Gmür und Platzer damals nicht
vorlegen. Sie stellten ihn für die
zweite Jahreshälfte 2021 inAus-
sicht. Auch wollten sie noch Al-
liierte suchen, etwa in der Kul-
tur- undVeranstaltungsbranche.

GastrokönigBindella ist
Teil des Initiativ-Komitees
Die Vorbereitungsarbeiten dau-
erten länger. Doch nun liegt ein
Initiativtext vor, und auch das
Initiativkomitee hat sich konsti-
tuiert.OffensichtlichistesPlatzer
und seinen Mitstreitern gelun-
gen, eine breit aufgestellte Alli-
anzzuzimmern–mitVertreterin-
nenundVertreternausallenBun-
desratsparteien,mitGrünenund
Prominenz aus der Privatwirt-
schaft. Das zeigen Dokumente,
diedieserZeitungvorliegen.

Dem Initiativkomitee gehö-
ren mehrere Ständeräte an,
darunter JosefDittli (FDP),Beat
Rieder (Mitte), Roberto Zanetti
(SP) und Adèle Thorens (Grü-
ne).Dazugesellen sich ausdem
Nationalrat nebst anderen Ge-
werbepräsident Fabio Regazzi
(Mitte), JacquelineBadran (SP),
Daniela Schneeberger (FDP),
Christian Imark (SVP) sowiedie
ehemalige Grünen-Präsidentin
Regula Rytz. Die Gastronomie
ist nebst Präsident Platzer mit
demUnternehmerRudiBindel-
la vertreten. Auf Anfrage bestä-
tigt Alois Gmür: «Am 30. März
wollen wir mit der Unterschrif-
tensammlung starten.»

Gemäss dem Initiativtext
soll im Pandemiefall entschä-

digt werden, «wer durch eine
zeitlich begrenzte behördliche
Massnahme wirtschaftlich
massgeblich betroffen ist». Die
Entschädigung soll die unge-
deckten laufenden Kosten und
den Erwerbsausfall abdecken.
Bezahlen soll diejenige Behör-
de, «die für die Anordnung der
Massnahmenüberwiegendver-
antwortlich ist». Also wohl
hauptsächlich der Bund.

Profitieren sollen«Betriebe,
Selbstständige sowie Freischaf-

fende im Bereich Kultur». Für
dieAnmeldungundAbrechnung
derKurzarbeit vonAngestellten
soll das in derCoronapandemie
entwickeltevereinfachteVerfah-
ren in der Verfassung verankert
werden, für Selbstständige der
Anspruch auf Erwerbsausfall-
entschädigung.

Initiantkündigtbereits
möglichenRückzugan
«Es ist nicht unser Ziel, mehr
Gelder fürBetroffeneherauszu-

holen», sagt Gmür. Doch hätte
sichbeiCoronagezeigt, dassdie
gesundheitlichen Fragen im
Pandemiefall rechtlich viel bes-
ser geregelt seienalswirtschaft-
liche Aspekte. «Bei den Härte-
fallregelungenmussten wir im-
provisieren.» Rückmeldungen
aus dem Gewerbe hätten ihm
während der letzten zwei Jahre
ausserdem gezeigt, «dass die
unterschiedliche Handhabung
von Entschädigungen in den
Kantonennicht verstandenwur-

den, hier braucht es eine gewis-
se Vereinheitlichung».

Doch wozu eine Initiative,
wennschon imKomitee fast alle
Parteienvertreten sind?Dawäre
es doch ein Leichtes, sämtliche
Forderungen durch das Parla-
ment zu bringen. Gmür streitet
denn auch gar nicht ab, dass es
sich bei dem Volksbegehren in
erster Linie um ein politisches
Vehikel handelt. «Die Entschä-
digungsinitiative sollDruckauf-
bauen imHinblick auf dieRevi-
sion des Epidemiengesetzes»,
räumterunumwundenein,«da-
mit wir dort gewisse Forderun-
gen leichterdurchbringen».Der
Bundesrat hat bereits angekün-
digt, voraussichtlich imSommer
2023 eine Reform des Epide-
miengesetzes zu lancieren.
«Werden in der Revision die
wichtigstenForderungenaufge-
nommen,werdenwirdie Initia-
tive wohl zurückziehen», stellt
Gmür schonvorderLancierung
in Aussicht.

Nichtalleangefragten
Politikermachenmit
Offensichtlich haben sich nicht
alle angefragten Politiker für
diesesManöver einspannen las-
sen. So sagt etwaFDP-National-
rat Andri Silberschmidt, er
unterstütze zwar die Stossrich-
tung der Initiative, «doch die
Frage der Entschädigungen
muss imEpidemiengesetz gere-
geltwerdenundnicht inderVer-
fassung». Dass der Gastrover-
bandeineVolksinitiative lancie-
re, sei verständlich: «Doch wir
Parlamentarier können das An-
liegen direkt einbringen und
einfach dasGesetz ändern.»

Eine grosszügigere staatli-
cheUnterstützungbei künftigen
Pandemien lehnt Silberschmidt
ab: «Die Hilfen von Bund und
Kantonen mit Kurzarbeitsent-
schädigung und Härtefallgel-
dernwarenausreichend.»Viele
Betriebe hätten viel Geld be-
kommen: «Letztes Jahrwurden
trotzderPandemieauchwieder
viele neue Gastrounternehmen
gegründet. Die Branche lebt.»

Viele Betriebe erlitten in der Pandemie finanzielle Einbussen. Bild: Keystone (Luzern, 18. April 2021)


